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Nach wie vor große Defizite beim ostdeutschen Kapitalstock 

Die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit Ostdeutschlands 
hängt wesentlich von Umfang und Struktur der Kapitalaus-

stattung ab, da ein qualifiziertes Erwerbspersonenpoten-
tial zur Verfügung steht. Soll die Lücke zwischen inländi-

scher Nachfrage und Produktion geschlossen werden, 

spielt bei dem gegebenen Lohnniveau und derweiterhin zu 
erwartenden Lohnanpassung der Kapitalstock die ent-

scheidende Rolle. Um die Fortschritte der ostdeutschen 
Wirtschaft im Transformationsprozeß und die Angemes-

senheit der wirtschaftspolitischen Fördermaßnahmen 

beurteilen zu können, ist die Analyse der Entwicklung und 
des inzwischen erreichten Niveaus des Anlagevermögens 

in den neuen Bundesländern notwendig. 

Nachdem die Entwicklung des Kapitalstocks der Unter-

nehmen' 1992 ihren Tiefpunkt durchschritten hatte, wuchs 

das Anlagevermögen von 1992 bis 1994 um über 11 vH. 
Derwestdeutsche Kapitalstock nahm im gleichen Zeitraum 
um weniger als 5 vH zu. Dieser Vergleich zeigt zwar, daß 

die rege Investitionstätigkeit in Ostdeutschland eine hohe 

Dynamik auch bei der Bestandsgröße Kapitalstock bewirkt, 
doch relativiert sich dieser Eindruck, betrachtet man die 

Kapitalausstattung pro Kopf der Bevölkerung. Zu Beginn 
des Jahres 1991 betrug der Kapitalstock der Unternehmen 

in den neuen Bundesländern je Einwohner weniger als 

zwei Fünftel des Niveaus in den alten. Anfang 1995 hat sich. 
dieser Wert erst auf etwas über zwei Fünftel, d.h. noch nicht 

einmal die Hälfte des westdeutschen Wertes, verbessert. 

Ein Grund dafür ist das niedrige Niveau in der DDR, von 
dem aus der Aufholprozeß ausgegangen ist, bzw. umge-

kehrt die hohe Ausstattung im Westen, die durch den Inve-
stitionsboom im Zuge der deutschen Vereinigung noch 

einen kräftigen Schub erhalten hatte. Ein weiterer Grund ist 

in den Sonderabgängen zu sehen, die auch nach der Neu-
bewertung des Anlagevermögens zu Beginn des Jahres 

1991 in den darauffolgenden Jahren noch in großem Um-

fang stattfanden. So steht einer über die Jahre 1991 bis 

1994 kumulierten Investitionssumme2 von über 300 Mrd. 
DM eine Zunahme des Anlagevermögens der Unterneh-

men3 von schätzungsweise nur knapp 50 Mrd. DM gegen-

über (Tabellen 1 und 2); das ist weniger als ein Fünftel. In 
den alten Bundesländern macht dagegen das Verhältnis 

von Kapitalstockänderung zu Investitionen im gleichen 

Zeitraum ca. 35 vH aus. 

Während die Investitionen der Unternehmen — pro Kopf 

der Bevölkerung gerechnet— in Ostdeutschland aufgrund 
der staatlichen Fördermaßnahmen so rasch zugenommen 

haben, daß sie bereits 1993 das westdeutsche Niveau um 
gut ein Fünftel überstiegen 4, waren die Abgänge beim Ka-
pitalstock zeitweise doppelt so hoch wie die entsprechen-

den westdeutschen Pro-Kopf- Durchschnittswerte. Inzwi-
schen dürfte jedoch bei den Abgangsraten eine Normali-

sierung eingetreten sein, so daß die Investitionssummen 
von 1994 an den Kapitalstock in Ostdeutschland „netto" 
wesentlich stärker wachsen lassen, als das zuvor der Fall 

war. 

1 Bruttoanlagevermögen der Unternehmen ohne Wohnungs-
vermietung in Preisen von 1991; Jahresdurchschnittswerte; Schät-
zungen des DIW. 

2 Ausrüstungsinvestitionen der Unternehmen und Wirtschafts-
bauinvestitionen in Ostdeutschland. 

3 Unternehmen ohne Wohnungsvermietung; Jahresdurch-
schnittswerte. 

4 Allerdings brachen die Investitionen konjunkturbedingt in 
Westdeutschland auch gerade in diesem Jahr ein; hätte das Inve-
stitionsniveau von 1992 in Westdeutschland auch 1993 gehalten 
werden können, hätten die ostdeutschen Investitionen pro Kopf die 
westdeutschen nur um knapp 5 vH übertroffen. 1994 ergab sich 
ein Abstand von zwei Fünfteln. 



— 536 — 

Tabelle 1 
Kapitalstock in Ostdeutschland) 

in Mrd. DM 

1991 1992 1993 19943) 19953) 

Zum Vergleich: 
Pro-Kopf-Wert 
in vH von West-
deutschland-) 

1994 

Unternehmen4) 

Wohnungsvermietung 

Staats) 

477 479 

380 389 

101 104 

462 501 

398 407 

110 115 

551 

426 

120 

38 

32 

41 

Alle Wirtschaftsbereiches) 958 972 970 1 023 1 098 35 

1) Bruttoanlagevermögen in Preisen von 1991, Bestand am Jahresanfang, Werte gerundet. - 2) Bruttoanlagevermögen pro Kopf 
der Wohnbevölkerung: Ostdeutschland in vH von Westdeutschland. - 3) Schätzung. — 4) Ohne Wohnungsvermietung. — 
s) Ohne öffentlichen Tiefbau. 

Quellen: Statistisches Bundesamt, Berechnungen und Schätzungen des DIW. 

Woran sollte sich staatliche 
Investitionsförderung orientieren? 

Die Art der Währungsumstellung und die rasche Anpas-

sung der ostdeutschen Löhne an das westdeutsche Lohn-
niveau hat den Weg der allmählichen Umstrukturierung 

und Erneuerung des ostdeutschen Kapitalstocks von 

arbeits- zu kapitalintensiver Produktionsweise bei gleich-
zeitig hoher Beschäftigung verbaut. Durch die schockar-

tige Erhöhung der Löhne, der sich die ostdeutschen Be-

triebe ausgesetzt sahen, wurde ihr Kapitalstock in großem 
Umfang unrentabel. Die Folge war ein massiver Rückgang 

der Beschäftigung, der durch hohe Sozialversicherungs-
transfers abgefedert wurde und wird. 

Eine Region kann nach dem mehr oder weniger vollstän-
digen Zusammenbruch ihrer Wirtschaftsstruktur nur dann 

gegenüber den ihr wirtschaftlich überlegenen Gebieten 

aufholen, wenn sie mit komparativen Vorteilen Investitio-

nen auszulösen vermag. Da ein den Produktivitätsunter-
schieden entsprechendes Lohnkostengefälle zwischen 

Ost- und Westdeutschland nicht durchsetzbar war und 

Lohnsubventionen von den Tarifparteien vermutlich mit 
noch höheren Lohnsteigerungen konterkariert worden 

wären, blieb nur das Mittel der Kapitalsubvention, um den 

Transformations- und Aufholprozeß in den neuen Bundes-

ländern voranzutreiben. 

Die Frage ist, in welchem Umfang, gegebenenfalls mit 

welchen Schwerpunkten und wie lange die Förderung von 
Umstrukturierung und Neuaufbau des Kapitalstocks statt-

finden sollte. Über eine degressive, befristete Gestaltung 
der Hilfen und die Priorität infrastrukturverbessernder 

Maßnahmen besteht in dieser allgemeinen Form Kon-
sens; ihre konkrete Umsetzung dürfte noch zu zahlrei-

chen Streitigkeiten zwischen Zahlern und Empfängern der 
Subventionen bzw. deren politischer Lobby führen. 

Das Hauptproblem besteht darin, daß es kein eindeuti-
ges Referenzsystem dafür gibt, wann sich die Kapitalaus-

stattung eines Landes bzw. einer Region als optimal be-
zeichnen läßt — zumindest nicht, wenn das Optimum in 

einem dynamischen Sinn verstanden wird. Denn in welche 

Richtung sich der Strukturwandel einer Wirtschaft voll-
zieht, läßt sich nur in groben Umrissen, etwa nach dem 

Motto „von der Industrie- über die Dienstleistungs- zur In-
formationsgesellschaft", beschreiben. Welche Produkte, 
Produktionsverfahren, Organisationsformen und Bran-

chen im einzelnen in den nächsten Jahrzehnten zu den 

Wachstumsträgern gehören werden, kann nicht vorherge-

sagt werden, sondern muß sich im Ausleseprozeß am 

Markt erweisen. Da der Staat hier nicht klüger und voraus-

schauender ist als die am Markt tätigen privaten Investo-

ren, kann er auch keine branchenbezogene Strukturpolitik 
betreiben, die nicht Gefahr läuft, die „falschen" Strukturen 

zu fördern und womöglich zu zementieren. Angesichts der 

finanziellen Situation der öffentlichen Haushalte ist die um-
gekehrte Schlußfolgerung, den Aufbau eineswettbewerbs-
fähigen Kapitalstocks durch eine allgemeine Investitions-

förderung sozusagen nach dem „Gießkannenprinzip" zu 

unterstützen, auf Dauer nicht praktikabel. Eine Förderung 
einzelner betrieblicher Funktionen wie Forschung und Ent-

wicklung wäre noch die beste Lösung, läßt sich aber man-
gels ausreichender Operationalisierbarkeit nicht trenn-

scharf umsetzen. 

Auf der Suche nach dem pragmatischen Mittelweg zwi-

schen gezielter, möglicherweise aber verzerrender auf der 

s Vgl. Gesamtwirtschaftliche und unternehmerische Anpas-
sungsfortschritte in Ostdeutschland. Dreizehnter Bericht. DIW, 
IfW, IWH. In: Wochenbericht des DIW, Nr. 27-28195. Ebenso: Fort-
schritte im Anpassungsprozeß in Ostdeutschland und der Beitrag 
der Wirtschaftsförderung. Monatsbericht der Deutschen Bundes-
bank Juli 1995, S. 56. 
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Tabelle 2 
Investitionen in Ostdeutschland) 

in Mrd. DM 

1991 1992 1993 1994 19953) 

Zum Vergleich: 
Pro-Kopf-Wert 
in vH von West-
deutschland-) 

1994 

Unternehmen4) 
Ausrilstungsinvestitionen 
Wirtschaftsbauinvestitionen 

Wohnungsbau 

Staat 

61 
39 
22 

75 
42 
33 

17 23 

14 20 

85 
46 
39 

94 
50 
44 

101 
53 
48 

28 38 47 

21 24 24 

140 
110 
202 

89 

177 

Alle Wirtschaftsbereiche 92 118 134 156 171 126 

1) Anlageinvestitionen in Preisen von 1991, Werte gerundet. - 2) Anlageinvestitionen pro Kopf der Wohnbevölkerung: Ost-
deutschland in vH von Westdeutschland. — 3) Prognose. — 4) Ohne Wohnungsbau. 

Quellen: Statistisches Bundesamt, Berechnungen und Schätzungen des DIW. 

einen und allgemeiner, auf Dauer zu teurer Förderung auf 

der anderen Seite kann es sinnvoll sein, den Kapitalstock 

nach einzelnen Wirtschaftszweigen getrennt zu beurteilen 

— sofern eine Disaggregation bei der noch immer mit gro-

ßen Unsicherheiten verbundenen Datenlage überhaupt 

möglich ist. Die Bedingungen des Transformationsprozes-

ses trafen die Wirschaftsbereiche — je nach ihrer regiona-

len oder überregionalen Ausrichtung — unterschiedlich 

hart. Entsprechend unterschiedlich war auch der Anpas-

sungsdruck. Eine Analyse der Struktur des Kapitalstocks 

liefert erste Hinweise, in welchen Bereichen besonderer 

Nachholbedarf im Vergleich zu Westdeutschland besteht. 

Inwieweit zur Deckung des Nachholbedarfs staatliche Un-

terstützung sinnvoll ist, hängt auch davon ab, welche spill-

over-Effekte von einem Wirtschaftszweig auf andere aus-

gehen und umgekehrt. 

Da die Verteilung des Kapitalstocks eines Wirtschafts-

zweigs innerhalb Westdeutschlands eine gewisse regio-

nale Disparität aufweist, scheint der Vergleich ostdeut-

scher Wirtschaftszweige mit dem jeweiligen westdeut-

schen Durchschnitt eine zu hoch angelegte Meßlatte zu 

sein. Sinnvoller ist eine Gegenüberstellung einzelner Wirt-

schaftszweige Ostdeutschlands mit den im jeweiligen Be-

reich unterdurchschnittlich mit Kapital ausgestatteten 

westlichen Bundesländern. Denn wenn die im Westen vor-

handenen regionalen Strukturunterschiede politisch ak-

zeptiert oder zumindest in den letzten 25 Jahren auf Bun-

desländerebene nicht entscheidend verringert worden 

sind, ist das jeweilige Minimum unter den westlichen Bun-

desländern ein zulässiger Maßstab für die Förderwürdig-

keit Ostdeutschlands als einheitlicher Förderregion. 

Die Orientierung an westdeutschen Bundesländern al-

lein kann jedoch kein Kriterium für die Vor- oder Nachran-

gigkeit einzelner Wirtschaftszweige in der Ausgestaltung 

der Fördermaßnahmen sein. Denn in 40 Jahren haben sich 

im Westen Strukturen entwickelt, die zum einen Narben 

staatlicher Subventionssünden aufweisen, die nicht wie-

derholt werden sollten. Zum anderen haben sich in diesen 

Jahrzehnten einzelne Ballungszentren bestimmter Bran-

chen herausgebildet, die in Ostdeutschland zu „wiederho-

len" nicht immer möglich und auch nicht sinnvoll ist. 

Aus der Theorie des natürlichen Monopols ist bekannt, 

daß Unteilbarkeiten dafür sorgen können, daß es auf be-

stimmten Märkten langfristig nur einen Anbieter geben 

kann. Dieser Gedanke läßt sich auf Fragen der regionalen 

Wirtschaftsstruktur übertragen. Wenn ihnen die branchen-

spezifische Agglomeration Vorteile bietet, siedeln sich Un-

ternehmen einer bestimmten Branche über Jahre hinweg 

in einer Region konzentriert an. Die Auswahl der Region 

beruht auf natürlichen Standortfaktoren, unterschiedli-

chen historischen Ausgangsbedingungen oder ist mögli-

cherweise auch Zufall. In dem Maße, in dem die Kapazitä-

ten eines solchen Ballungszentrums ausreichen, Märkte 

über die eigene Region hinaus zu bedienen, stellen sie — 

bezogen auf diesen größeren Raum — eine Art natürliches 

Monopol dar. 

Das Ziel regionaler Wirtschaftspolitik in Ostdeutschland 

sollte es nicht sein, solche in Westdeutschland vorhande-

nen „ Monopole", wenn deren Kapazitäten für ganz 

Deutschland ausreichen und sie aufgrund ihrer Markt-

macht nicht deutlich an Effizienz eingebüßt haben, durch 

Aufbau derselben Strukturen nachahmen zu wollen. Denn 
den positiven externen Effekten der Agglomeration und 

kurzfristigen Effizienzgewinnen durch vorübergehend 

mehr Wettbewerb stünden Verluste aufgrund von mit Steu-

ergeldern geschaffenen Überkapazitäten gegenüber. Viel-

mehr sollte man sich, soweit Konzentrationsprozesse noch 

im Anfangsstadium stecken und nicht von natürlichen 

Standortfaktoren in ihrer räumlichen Entwicklung eindeu-

tig vorbestimmt sind, um eine Verteilung der Ballungszen-
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treu zugunsten Ostdeutschlands bemühen. Das Problem 

besteht darin, Wirtschaftszweige mit Agglomerationsvor-

teilen, die in Westdeutschland noch nicht realisiert worden 

sind oder deren Kapazitäten nicht für den gesamtdeut-

schen Markt ausreichen, herauszufinden. Welche Berei-

che das sind, kann aber letzten Endes nur durch den Ausle-

seprozeß am Markt entschieden werden. Die Förderung 

der Investitionstätigkeit in den neuen Bundesländern muß 

darauf gerichtet sein, Ostdeutschland die Teilnahme an 

diesem Ausleseprozeß zu ermöglichen, und nicht darauf, 

diesen Ausleseprozeß zu verhindern. 

BezugsgröP3enproblemati k 

Beim Vergleich der ostdeutschen Kapitalausstattung 

einzelner Wirtschaftsbereiche mit westdeutschen Verhält-

nissen stellt sich die Frage, welche Bezugsgröße zur Be-

schreibung des Aufholprozesses angemessen ist. Soll un-

tersucht werden, wie weit die neuen Bundesländer noch 

von einer— wie auch immer im Einzelfall zu definierenden 

— Mindestausstattung mit Kapital in den jeweiligen Wirt-

schaftszweigen entfernt sind, würde die Erwerbstätigen-

zahl als Bezugsgröße ein zu positives Bild ergeben. Denn 

auch wenn sich die Kapitalausstattung pro Erwerbstätigen 

dem westdeutschen Niveau weitgehend annähern würde, 

bedeutete das bei einer eineinhalbmal so hohen Arbeitslo-

senquote eben nicht, daß der Kapitalstock schon eine Grö-

ßenordnung erreicht hätte, die Ostdeutschland weitgehend 

unabhängig von Transfers aus den Sozialversicherungs-

kassen machte. Arbeitslosigkeit läßt sich mittel- bis langfri-

stig nur durch zusätzliche Arbeitsplätze — und das heißt im 

Falle Ostdeutschlands in erster Linie: durch einen insge-

samt höheren Kapitalstock — abbauen. Man muß also die 

Zahl der Arbeitslosen der der Erwerbstätigen hinzurech-

nen, um anhand dieses Erwerbspersonenpotentials die 

Angemessenheit der Kapitalausstattung für ein sich selbst-

tragendes Wachstum der ostdeutschen Wirtschaft beurtei-
len zu können. Da eine Zurechnung der Arbeitslosen zu 

einzelnen Wirtschaftszweigen weder statistisch möglich 

noch theoretisch sinnvoll ist', muß auf eine für alle Wirt-

schaftszweige gleiche Bezugsgröße zurückgegriffen wer-

den. Um die mit der Definition des Erwerbspersonenpoten-

tials verbundenen Schwierigkeiten' zu vermeiden, wird in 

diesem Bericht die Wohnbevölkerung8 als Bezugsgröße 

gewählt. 

Zur statistischen Datenlage 

Nach wie vor ist die statistische Ermittlung des ostdeut-

schen Kapitalstocks mit erheblichen Unsicherheiten ver-

bundeng. Das DIW hat eine detaillierte Berechnung des 

Anlagevermögens der Unternehmen des verarbeitenden 

Gewerbes10 sowie Schätzungen für weitere Wirtschaftsbe-

reiche 11 vorgelegt. Sie stellen in Verbindung mit weiteren 

Informationen des Statistischen Bundesamtes die Grund-
lage für die in diesem Bericht veröffentlichten Zahlen dar. 

Zu den Unsicherheiten bei der Beurteilung des Kapital-

stocks in den einzelnen Branchen trägt bei, daß die Vertei-

lung des Bruttoanlagevermögens über die Wirtschaftsbe-

reiche nach dem Eigentümerkonzept von derjenigen nach 

dem Nutzerkonzept in Ostdeutschland noch stärker abwei-

chen dürfte als in Westdeutschland. Das liegt z.B. daran, 

daß ein Teil der Bauten ehemaliger Großbetriebe, die zu 

DDR-Zeiten für bestimmte, nicht mit der Produktion in en-

gerem Zusammenhang stehende Tätigkeiten benutzt wur-

den (sogenannte Sozialgebäude), heute an Unternehmen 

aus anderen Wirtschaftszweigen vermietet wird. Deshalb 

dürfte der für das verarbeitende Gewerbe nach dem Eigen-

tümerkonzept berechnete Kapitalstock den tatsächlich in 

diesem Wirtschaftszweig genutzten übersteigen. Umge-

kehrt dürfte es sich in den Bereichen Handel und Dienstlei-

stungen (ohne Wohnungsvermietung) verhalten, denen 

die Mieter solcher Bauten zuzurechnen sein dürften. 

In allen Wirtschaftszweigen ist generell zu beobachten, 

daß die ostdeutschen Bauquoten 12 höher sind als die west-

deutschen. Das hängt, was den Startwert im Jahr 1991 be-
trifft, mit der geringeren Abgangsrate von Bauten im Ver-

gleich zu Ausrüstungen zusammen. Die Baulastigkeit der 

Investitionen seit 1991 wirft jedoch die Frage auf, ob hier 

die Weichen in der Förderpraxis richtig gestellt sind. So 

überstieg der Anteil der Wirtschaftsbauinvestitionen an 

den Investitionen der Unternehmen (ohne Wohnungsbau-

investitionen) 1994 mit etwa 45 vH den entsprechenden 

Anteil im Westen um fast die Hälfte. Wie unzureichend die 

alten Bauten für moderne Produktionsprozesse geeignet 

sind, ist zwar schwer zu sagen. Sollte das aber häufig der 
Fall und insofern die Bautätigkeit angemessen sein, ist die 

6 Man denke an die Mobilität von Arbeitskräften zwischen Bran-
chen, dieja gerade auch von Arbeitslosen verlangt wird und ihnen 
durch Umschulung erleichtert werden soll. 

7 Da die Erwerbsquoten und das Meldeverhalten der Arbeitsu-
chenden in Ost- und Westdeutschland unterschiedlich sind, ist die 
Berechnung des Erwerbspersonenpotentials und seine Interpre-
tation nicht unumstritten. 

8 Jahresdurchschnittswerte; 1993 und 1994: Bevölkerungs-
stand jeweils zum 30.6.; 1995: Schätzung. 

9 Vgl. etwa die Unterschiede zwischen den diesem Bericht zu-
grunde gelegten Schätzungen des DIW und denen des ifo Instituts 
(Albert Müller: Modellrechnungen zur Höhe des gesamtdeut-
schen Kapitalstocks und Schätzung des Produktionspotentials, 
Gutachten im Auftrag des Bundesministers für Wirtschaft, März 
1995). 

10 Vgl. Bernd Görzig, Gerda Noack: Kennziffern für das verar-
beitende Gewerbe Ostdeutschlands 1991 bis 1993. Sonderdruck 
des DIW, Dezember 1994. 

11 Vgl. Stefan Bach u.a.: Wechselwirkungen zwischen Infra-
strukturausstattung, strukturellem Wandel und Wirtschaftswachs-
tum, Beiträge zur Strukturforschung, Heft 151, 1994; Bernd Gör-
zig, Martin Gornig, Erika Schulz: Quantitative Szenarien zur 
Bevölkerungs- und Wirtschaftsentwicklung in Deutschland bis 
zum Jahr 2000. Beiträge zur Strukturforschung, Heft 150, 1994; 
Bernd Görzig: Zur Kapitalausstattung des verarbeitenden Gewer-
bes Ostdeutschlands — Simulation für das Jahr 2000. DIW-Dis-
kussionspapier Nr. 48, Mai 1992. 

12 Anteil der Bauten am Anlagevermögen. 
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Bewertung des Anlagevermögens bezüglich der Bauten zu 

Beginn des Transformationsprozesses möglicherweise zu 

positiv ausgefallen 13. Spielt dieses Argument dagegen 

eine nur geringe Rolle, muß der Grund für die vergleichs-

weise überdimensionierte Investitionstätigkeit im Bereich 

der Wirtschaftsbauten auch im Anreizsystem der staatli-

chen Subventionen gesucht werden. 

Kapitalausstattung in einzelnen Wirtschaftszweigen 

Im Sektor Land-, Forstwirtschaft und Fischerei ist inner-

halb Westdeutschlands eine im Vergleich zu anderen Wirt-

schaftsbereichen relativ starke Streuung der Kapitalaus-

stattung pro Kopf der Wohnbevölkerung festzustellen. Sie 

reicht (ohne Berücksichtigung von West-Berlin) im Jahr 

1970 von gut 40 vH (Saarland) bis fast 200 vH (Bayern) des 

durchschnittlichen Bundeswertes 14. Bis zum Jahr 1994 

verringerte sie sich nur geringfügig. Die drei in diesem Sek-

tor kapitalschwächsten Bundesländer zusammengenom-

men 15 bringen es 1994 auf eine Kapitalausstattung von 

57 vH des durchschnittlichen Bundeswertes (Schaubild 1). 

Schaubild 1 

Im Vergleich dazu hatte Ostdeutschland bereits 1991 kei-

nen schlechten Stand (über 40 vH des westdeutschen 

Bundesdurchschnitts), den es bis Anfang 1995 sogar auf 

über 50 vH ausbauen konnte (Tabelle 3). Angesichts des 

relativ geringen Beitrags des primären Sektors zur gesamt-

wirtschaftlichen Wertschöpfung und seiner im Struktur-

wandel und im Hinblick auf osteuropäische EU- Beitritts-

kandidaten abnehmenden Bedeutung besagt dieser für 

sich genommen erfreuliche Fortschritt allerdings nicht viel. 

13 Vgl. Bernd Görzig, Gerda Noack, a.a.O., S. 14. 

14 Mangels sinnvoller Vergleichbarkeit von Flächen- und Stadt-
staaten werden in diesem Bericht Hamburg bzw. Bremen den Bun-
desländern Schleswig-Holstein bzw. Niedersachsen zuge-
rechnet. 

15 Bei der Berechnung dieses „ Minimums" über mehrere Jahre 
hinweg (vgl. Schaubilder) werden für jedes Jahr die drei im jeweili-
gen Wirtschaftszweig kapitalschwächsten westlichen Bundeslän-
der— gewichtet mit ihren Bevölkerungsanteilen — zusammenge-
faßt. Bei sich im Zeitablauf ändernder Rangfolge setzen sich die 
Zahlen also aus verschiedenen Ländern zusammen. Wegen der 
hohen Stabilität der Rangfolge im betrachteten Zeitraum ist ein 
solcher Wechsel jedoch selten. 

Kapitalstock in der Land- und Forstwirtschaft' 
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Tabelle 3 
Kapitalstock in Ostdeutschland pro Kopf') 

in vH des westdeutschen Durchschnitts 

1991 1992 1993 1994 
Zum Vergleich: 

Drei westdeutsche 
Bundesländer2) 

Land-, Forstwirtschaft, Fischerei 

Produzierendes Gewerbe 
darunter: Energie-, Wasserversorung 

Verarbeitendes Gewerbe 

Handel und Verkehr 
Handel 
Verkehr, Nachrichtenübermittlung 

Dienstleistungsunternehmen3) 

42 48 

56 
58 
51 

35 
15 
48 

52 
61 
44 

40 
17 
54 

9 10 

47 51 

44 
65 
31 

45 
19 
62 

47 
68 
33 

50 

11 12 

57 

90 

84 

83 

86 

Unternehmen, insgesamt3) 

Wohnungsvermietung 

37 37 

30 31 

35 38 

32 32 

93 

91 

1) Bestand des Bruttoanlagevermögens in Preisen von 1991 am Jahresanfang pro Kopf der Wohnbevölkerung. - 2) Durchschnitt 
der drei im jeweiligen Wirtschaftszweig kapitalärmsten westdeutschen Bundesländer im Jahr 1994. - 3) Ohne Wohnungsver-
mietung. 

Quellen: Statistisches Bundesamt, Berechnungen und Schätzungen des DIW. 

Im Bereich Energie- und Wasserversorgung hat sich der 

ostdeutsche Kapitalstock ähnlich wie im Bereich Verkehr 

und Nachrichtenübermittlung sehr dynamisch entwickelt. 

Von Anfang 1991 bis Anfang 1994 ist das Bruttoanlagever-

mögen im erstgenannten Bereich um rund ein Fünftel, im 

zuletzt genannten sogar um fast die Hälfte gewachsen. Die 
Anstrengungen der Gebietskörperschaften, der Deut-

schen Bahn AG, der Telekom und der Elektrizitätswirt-

schaft zur Beseitigung der Engpässe in der Infrastruktur 

schlagen sich nicht zuletzt in diesen Zahlen nieder. Die in 

diesen Bereichen bisjetzt in Ostdeutschland erreichteAus-

stattung von 60 bis 70 vH des westlichen Durchschnitts 

dürfte aber gleichwohl noch unterhalb des westdeutschen 

Länderminimums liegen". Weil die Infrastrukturausstat-

tung einer Region Schlüsselfunktion für das Wachstum 

aller anderen Wirtschaftszweige hat, ist die bisherige staat-

liche Förderung dieses Bereichs zweifellos angemessen 

und sollte, differenziert nach den sich allmählich als beson-

ders strukturschwach herauskristallisierenden Regionen 

Ostdeutschlands, beibehalten werden. 

Im aggregierten Bereich Handel und Verkehr (ein-

schließlich Nachrichtenübermittlung), für den nach Bun-

desländern gegliederte Daten mit Hilfe von regionalen In-

vestitionszeitreihen geschätzt werden können, erreicht das 

in diesem Wirtschaftszweig kapitalschwächste Bundes-

land (Rheinland-Pfalz) knapp drei Viertel des Bundes-

durchschnitts, die drei kapitalschwächsten Bundesländer 

zusammen sogar mehr als vier Fünftel. Ostdeutschland ist 

jedoch im Bereich Handel noch immer so schlecht mit Ka-

pital ausgestattet, daß es im aggregierten Wirtschaftszweig 

Handel und Verkehr auf knapp die Hälfte des westdeut-

schen Pro-Kopf-Durchschnitts kommt (Schaubild 2). Diese 

Relation überrascht auf den ersten Blick, stehen einem 

doch zahlreiche neu entstandene Gewerbeflächen „auf 

der grünen Wiese" vor Augen, die auf eine große Dynamik 

im ostdeutschen Einzelhandel schließen lassen. 

Dieser Eindruck täuscht insofern, als im Großhandel, auf 

den in den alten Bundesländern knapp die Hälfte des Brut-

toanlagevermögens des gesamten Handels entfällt, west-

deutsche Konzerne den ostdeutschen Markt beherrschen 

dürften. Denn dieser Wirtschaftszweig ist von Überregio-

nalität und entsprechendem Wettbewerbsdruck gekenn-

zeichnet. 

Es ist fraglich, ob eine weitere Förderung des Handels 

sinnvoll ist: Kommt sie hauptsächlich dem Einzelhandel zu-

gute, wird ein Bereich gefördert, der kaum von überregio-

nalem, geschweige denn internationalem Wettbewerb be-

troffen ist, der sich also aus eigener Kraft am Markt bewäh-

ren kann und sollte. Die Transferzahlungen an private 

Haushalte, die größtenteils konsumtiven Zwecken dienen, 

stellen zudem eine Art indirekte Förderung dieser Branche 

dar. 

16 Ein exakter Vergleich mit den in diesen Wirtschaftsbereichen 
kapitalschwächsten westdeutschen Bundesländern ist mangels 
hinreichend tief gegliederter Daten aus der volkswirtschaftlichen 
Gesamtrechnung der Länder nicht möglich. 
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Schaubild 2 

Kapitalstock im Bereich Handel und Verkehr' 
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Sofern Transportkosten die Errichtung von Großhandels-

zentren in Ostdeutschland lukrativ machen, ist eine Förde-

rung ebenfalls nicht notwendig. Einrichtungen des Groß-

handels hingegen, die internationaler Konkurrenz ausge-

setzt sind, für die also das Transportkostenargument 

innerhalb Deutschlands eine untergeordnete Rolle spielt, 
scheinen die eigentlichen Kandidaten einer Förderpolitik 

im Bereich Handel zu sein. Hier muß aber folgendes be-

dacht werden: Nachdem der Nachfrageboom aus den 

neuen Bundesländern zum Zeitpunkt der deutschen Verei-

nigung von den westdeutschen und westeuropäischen 

Großhandelskapazitäten mehr oder weniger reibungslos 
verkraftet werden konnte, sind durch die 15 Millionen zu-

sätzlichen Verbraucher offenbar keine massiven Eng-

pässe in dieser Branche entstanden. Insofern sollten jetzt 

auch keine Überkapazitäten mit Steuergeldern gefördert 

werden. 

Zusätzliche Großhandelskapazitäten für Warentrans-
porte aus den neuen Bundesländern in andere Regionen 

werden erst dann in größerem Umfang erforderlich, wenn 

entsprechend konkurrenzfähige Güter in Ostdeutschland 

hergestellt werden. Dann ist aber die Verbesserung der In-

frastruktur und die Förderung der Bereiche, die solche ex-

portfähigen Waren produzieren, heute die beste Unterstüt-

zung des ostdeutschen Großhandels von morgen. 

Um die Lücke zwischen inländischer Verwendung und 

Produktion in Ostdeutschland, die derzeit durch Transfer-

zahlungen und Kapitalimporte überbrückt wird, auf Dauer 

durch erhöhte Produktion zu schließen, muß die Exportba-

sis" der neuen Bundesländer gestärkt werden. Den größ-
ten Beitrag dazu liefert das verarbeitende Gewerbe. Ge-

rade hier hat sich die Kapitalausstattung Ostdeutschlands 

von einem niedrigen Ausgangsniveau zu Beginn des Jah-

res 1991 (etwa die Hälfte des westdeutschen Pro-Kopf-Wer-

tes) noch bis ins Jahr 1993 hinein erheblich verschlechtert 
(auf etwa ein Drittel). Hauptgrund dafür sind die Lohnan-

passungen, die die Rentabilität der vorhandenen Anlagen 

so stark senkten, daß sie ausgesondert werden mußten 18. 

17 Unter der Exportbasis einer Region versteht man den Anteil 
der exportierbaren Waren und Dienstleistungen dieser Region an 
ihrer Wertschöpfung. 

18 Vgl. Auslastung des Produktionspotentials weiterhin auf nie-
drigem Niveau. Bearb.: Bernd Görzig. In: Wochenberichtdes DIW, 
Nr. 44/94, S. 760 ff. 
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Schaubild 3 

Kapitalstock im verarbeitenden Gewerbe' 
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Die drei im verarbeitenden Gewerbe kapitalschwächsten 

alten Bundesländer brachten es 1994 auf 84 vH des west-

deutschen Bundesdurchschnitts; Schleswig-Holstein und 

Hamburg, die zusammen hier das Schlußlicht unter den 

westdeutschen Bundesländern bilden 19, auf knapp 70 vH 

(Schaubild 3). Zwei Jahrzehnte davor erreichten diese bei-

den Bundesländer erst 60 vH. Im Vergleich dazu muß die 

Situation in den neuen Bundesländern als äußerst prekär 

bezeichnet werden. Ohne florierendes verarbeitendes Ge-

werbe können auch andere Bereiche, z.B. die industriena-

hen Dienstleister, kaum Fuß fassen. Es mag bis zu einem 

gewissen Grad eine „ Henne-Ei"-Frage sein, ob sich unter-

nehmensorientierte Dienstleister dort ansiedeln, wo Nach-

frage nach ihren Diensten besteht, oder Industrieunterneh-

men ihren Investitionsstandort dawählen, wo ein leistungs-

fähiges Umfeld von Dienstleistungsanbietern bereits 

vorhanden ist. Da unternehmensorientierte Dienstleister 

aber in der Regel mobiler sind als Industrieunternehmen, 

dürften die Sogeffekte auf die Dienstleister, die von einer 

Förderung des verarbeitenden Gewerbes in Ostdeutsch-

land ausgehen, größer sein als umgekehrt die Anziehungs-

kräfte, die eine Förderung des unternehmensorientierten 

Dienstleistungsbereichs auf das verarbeitende Gewerbe 

ausübt. Für die Förderpraxis ist zudem eine Differenzie-

rung der Dienstleister nach unternehmensnah (im Gegen-

satz zu haushaltsnah) nur schwer operationalisierbar. 

Wegen der Knappheit der öffentlichen Mittel sollte daher 

das verarbeitende Gewerbe im Vordergrund der staatli-

chen Förderbemühungen stehen 20. 

Von 1991 an entwickelte sich der Dienstleistungsbereich 

(ohne Wohnungsvermietung) sehr dynamisch, auch wenn 

sich die anfänglich hohen Steigerungsraten beim Kapital-

stock allmählich verringern. Die Ausgangslage zum Zeit-

punkt der deutschen Vereinigung war aber so schlecht, 

daß 1994 erst ungefähr ein Achtel des westdeutschen 

Niveaus erreicht wurde. Das ist verschwindend wenig vor 

dem Hintergrund, daß die drei in diesem Wirtschaftszweig 

kapitalschwächsten alten Bundesländer auf über 85 vH 

19 Nach den westdeutschen Bundesländern gegliederte 
Anlagevermögens- und Investitionszeitreihen liegen für das verar-
beitende Gewerbe insgesamt vor, nach Branchen tiefer differen-
ziertejedoch nicht. Der Vergleich mit den westdeutschen Bundes-
ländern beschränkt sich daher auf eine Betrachtung dieses Wirt-
schaftszweigs insgesamt. 

20 Vgl. Gesamtwirtschaftliche und unternehmerische Anpas-
sungsfortschritte in Ostdeutschland, a.a.O., S. 491 ff. 
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Schaubild 4 

Kapitalstock der Dienstleistungsunternehmen' 
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des westdeutschen Pro-Kopf-Durchschnittswertes kom-
men und in den letzten 25 Jahren die Streuung um den 

Bundeswert deutlich abgenommen hat (Schaubild 4). Da 
westdeutsche Konzerne (vor allem im Kredit- und Versiche-

rungsgewerbe) zwar in ostdeutsche Filialen investieren, 

ihre Zentralen jedoch weiterhin im Westen belassen, wird 

sich das Ost-West-Gefälle der Kapitalausstattung in dieser 
Branche nicht rasch verringern. Innerhalb des Dienstlei-

stungsbereichs ist bislang nur eine gewisse Dynamik bei 

der Tourismusbranche und bei regional tätigen Freiberuf-
lern (insbesondere Beratungsdiensten) zu erwarten. 

Fazit 

Da der Staat keine größere Voraussicht haben kann als 

private Investoren, welche Branchen in Zukunft besonders 
wachstumsträchtig sein werden, sollte er keine branchen-
bezogene Strukturpolitik betreiben — auch nicht in Ost-

deutschland. Die Herstellung annähernd gleicher Investi-

tionsbedingungen wie in Westdeutschland ist im Hinblick 

auf die Infrastrukturausstattung in den vergangenen fünf 
Jahren ein gutes Stück vorangekommen. Da der Ausbau 

der Infrastrukturjedoch Zeit benötigt und — das lehren die 

Erfahrungen der Regionalpolitik in Westdeutschland — 

eine intakte Infrastruktur allein keine Garantie für durch-
schnittliches oder gar überdurchschnittliches Wachstum 

einer Region ist, war eine breit angelegte Investitionsförde-
rung grundsätzlich für eine gewisse Zeit sinnvoll. Um all-

mählich den Ausleseprozeß am Markt zum Zuge kommen 
zulassen und die Belastung der öffentlichen Haushalte zu-

rückzuführen, muß jedoch eine Straffung der Investitions-

förderung ins Auge gefaßt werden. Bei allen Problemen, 
die eine Auswahl von besonders zu begünstigenden Berei-

chen der Wirtschaft mit sich bringt, muß man doch zur 
Kenntnis nehmen, daß wegen der Spezifika des Transfor-

mationsprozesses in Ostdeutschland das verarbeitende 

Gewerbe dem größten Druck ausgesetzt war und ist. Des-

wegen sollte hier die Förderung konzentriert werden, 
zumal vom verarbeitenden Gewerbe viele spill-over-Ef-
fekteauf andere Sektoren wie etwa den Dienstleistungsbe-

reich zu erwarten sind. 

Im Vergleich zu den im jeweiligen Wirtschaftszweig kapi-
talschwächsten westdeutschen Bundesländern hat Ost-

deutschland trotz der regen Investitionstätigkeit bislang in 
fast keinem Zweig Anschluß an westliche Kapitalintensitä-
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ten — pro Kopf der Wohnbevölkerung gemessen — gefun-

den. Dazu hat vor allem die rasche Lohnanpassung beige-

tragen, durch die viele Kapazitäten entwertet worden sind. 

Ein gemäßigteres Tempo hier und ein starkes Wirtschafts-

wachstum in Westdeutschland sind nach wie vor die beste 

Wirtschaftspolitik für Ostdeutschland. Denn bei steigender 

Kapazitätsauslastung im Westen wird es für private Investo-

ren immer lohnender, auf das Erwerbspersonenpotential 

im Osten auszuweichen und ihm den erforderlichen Kapi-

talstock zur Verfügung zu stellen. 
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Unternehmerische Netzwerke in der ostdeutschen Industrie: 
Kooperation hilft überregionale Absatzmöglichkeiten erschließen 

Dieser Bericht informiert über Ergebnisse des „Vierten Industriesymposiums Brandenburg'; das vor kur-

zem vom DIW in Zusammenarbeit mit dem Wirtschaftsministerium des Landes durchgeführt wurde. Unter-

nehmer und Repräsentanten der öffentlichen Verwaltung informierten sich und diskutierten über die aktuelle 

Lage insbesondere in der Brandenburger Industrie. Einen Schwerpunkt bildeten diesmal unternehmens-

übergreifende Kooperationen. Über ein verbessertes Zusammenspiel von Zulieferern und Abnehmern kön-

nen industrielle Potentiale besser genutzt und regionale Standortvorteile entwickelt werden. 

Die ostdeutsche und stärker noch die Brandenburger Industrie setzen den überwiegenden Teil ihrer Pro-

dukte auf dem regionalen Markt ab. Wenn sich Investitionsdynamik und Anstieg der industriellen Produktion 

längerfristig fortsetzen sollen, muß die ostdeutsche Industrie neue Nachfragepotentiale erschließen und auf 

dem internationalen Markt Fuß fassen. Auszubauen sind mithin die forschungsintensiven und fernabsatz-

orientierten Produktionen. Vielen der vorwiegend kleinen bis mittelgroßen Unternehmen gelingt es schon 

wegen ihrer Größe nicht, auf direktem Wege im Export erfolgreich zu sein. Diese Unternehmen müssen Koo-

perationen eingehen oder sich Zutrittzu den Zuliefernetzwerken von Großunternehmen verschaffen, um auf 

diesem Wege an der auswärtigen Nachfrage zu partizipieren. Der Zugang zu industriellen Netzwerken ist für 

viele Unternehmen aber ein großes Problem. Die Wirtschaftspolitik sollte deshalb die ostdeutschen Unter-

nehmen bei der Suche nach geeigneten Partnern und bei der Geschäftsanbahnung unterstützen. 

Die ostdeutsche Industrie ist eng 

an die konjunkturelle Entwicklung 

in Westdeutschland gekoppelt 

Nach der vereinigungsbedingten Sonderkonjunktur 

setzte in der westdeutschen Industrie der Abschwung im 

zweiten Quartal des Jahres 1992 ein (Schaubild 1). In Ost-

deutschland wurde die konjunkturelle Entwicklung von 

strukturellen Anpassungsprozessen überlagert. Rasch ge-

bessert hat sich die Situation in Industriezweigen, die von 

der Baunachfrage (Steine und Erden, Kunststoff- und Holz-

verarbeitung) und von den Einkommenstransfers (Drucke-

rei, Nahrungs- und Genußmittel) profitieren. In den vor-

nehmlich exportorientierten Wirtschaftszweigen (Chemie, 

Maschinenbau) ist die Konsolidierungsphase noch nicht 

abgeschlossen. Dies gilt insbesondere für die chemische 

Industrie im Raum Bitterfeld- Leipzig. Aber gerade von der 

Entwicklung export- und FuE-intensiver Branchen hängt es 

ab, ob sich in Ostdeutschland auch qualitativ hochwertige 

Arbeitsplätze herausbilden. 

Zwar prägt die Überwindung der strukturellen Probleme 

das Bild, doch hat auch die konjunkturelle Situation der 

westdeutschen (und westeuropäischen) Industrie erhebli- 

che Bedeutung für den industriellen Aufschwung in den 

neuen Bundesländern. Zum einen erschwerte die Rezes-

sion ostdeutschen Unternehmen den Zugang zu westdeut-

schen und westeuropäischen Märkten. Zum anderen 

drängten westdeutsche Unternehmen mit ihren Produkten 

verstärkt auf den ostdeutschen Markt, um über dessen Be-

setzung Nachfrageausfälle, die sie in der Rezession auf 

ihren traditionellen Märkten hinnehmen mußten, zu kom-

pensieren. Darüber hinaus gab es fürwestdeutsche Unter-

nehmen in Anbetracht der stark gesunkenen Kapazitäts-

auslastung und ihrer vergleichsweise modernen Anlagen 

wenige Anreize, neue Kapazitäten in den neuen Bundes-

ländern aufzubauen. 

Die Abhängigkeit der ostdeutschen Unternehmen von 

der konjunkturellen Entwicklung in Westdeutschland (und 

im westlichen Ausland) ist besonders ausgeprägt in Kern-

bereichen des Investitionsgüter produzierenden Gewer-

bes wie dem Maschinenbau und der elektrotechnischen 

Industrie, aber auch für die chemische sowie die eisen-

schaffende Industrie. Für diese Branchen hat sich in Ost-

deutschland eine Erholung erst angebahnt, als in West-

deutschland der Tiefpunkt der Rezession schon über-

schritten war. Eine besondere Entwicklung verzeichnet der 

Straßenfahrzeugbau. Hier erhöhte sich die ostdeutsche 

Produktion, bedingt durch Großinvestitionen, die aufgrund 

hoher Subventionen möglich wurden, seit Mitte 1992 be-

trächtlich. Zur gleichen Zeit ging die Produktion im west-

deutschen Straßenfahrzeugbau noch drastisch zurück. 

Hier hat also — wenn auch vom Volumen her durchaus be-

grenzt — eine Verlagerung von Produktionsaktivitäten 

stattgefunden (Schaubild 2). 

Wettbewerbsfähigkeit nach wie vor schwach 

Viele der in Ostdeutschland ansässigen Unternehmen 

sind von Entscheidungen derwestdeutschen Muttergesell-

schaften oder Kooperationspartner abhängig. Diese An-

bindung ist häufig noch Voraussetzung für ihre Lebensfä-
higkeit. Trotz erheblicher Fortschritte liegt die Produktivität 
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Schaubild 1 
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der ostdeutschen Industrie immer noch weit unter der in 

Westdeutschland: Der Umsatz je Beschäftigtenstunde be-

trug 1994 nur etwas mehr als die Hälfte des westdeutschen 

Vergleichswertes (Tabelle). Wie groß die Probleme mit der 

preislichen Wettbewerbsfähigkeit noch immer sind, zeigt 

der Vergleich der Bruttomonatsverdienste in den Haupt-

gruppen der Industrie. Während bei den Löhnen und Ge-

hältern bereits zwei Drittel des westdeutschen Niveaus er-

reicht sind, beträgt die Produktivität erst gut die Hälfte. 

Die Durchschnittsbetrachtung zeigt zwar, daß in der ost-

deutschen Industrie zur Sicherung von Produktion und Ar-

beitsplätzen noch ein erheblicher Anpassungsbedarf be-

steht, sie verschleiert aber die beträchtlichen Unterschiede 

zwischen den Unternehmen. So gibt es mittlerweile zahl-

reiche hochproduktive Unternehmen, die mit modernen 

Anlagen und im Vergleich zu Westdeutschland niedrigen 

Löhnen gute Gewinne erwirtschaften. 

Schaubild 2 

Bei den noch zu vielen Unternehmen, die Verluste ma-

chen, ist zu unterscheiden zwischen solchen, die ihre Pro-

dukte nicht zu angemessenen Kosten herstellen können — 

also grundsätzlich nicht wettbewerbsfähig sind — und sol-

chen, die zwar bereits über moderne Produktionsanlagen 

und eine erneuerte Produktpalette verfügen, aber auf-

grund von Problemen beim Marktzutritt ihre Kapazitäten 

nicht auslasten können und daher keine Gewinne einfah-

ren. Problematisch ist die Situation auch bei solchen Unter-

nehmen, die sich in der Wachstumsphase befinden, aber 

aufgrund des geringen Eigenkapitals die für eine Kapazi-

tätsausweitung benötigten Vorleistungen und Investitionen 

oft nicht finanzieren können. Dies gilt insbesondere für Un-

ternehmen in ostdeutschem Besitz. 

Die Unternehmen in den neuen Bundesländern profitie-

ren von der umfangreichen Förderung. Dies erklärt auch, 

weshalb trotz des Mißverhältnisses von Produktivität und 
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Umsatz je Beschäftigtenstunde und Bruttomonatsverdlenst in Ostdeutschland 1994 
Westdeutschland = 100 

Gewerbezweige 
Umsatz je 

Beschäftigtenstunde 
Bruttomonatsverdienste 

Angestellte Arbeiter 

Verarbeitendes Gewerbe 

Grundstoff- u. Produktionsgütergewerbe 
Steine u. Erden- Industrie 
Eisenschaffende Industrie 
Chemische Industrie 

Investitionsgüter prod. Gewerbe 
Stahlbau, Schienenfahrzeugbau 
Maschinenbau 
Straßenfahrzeugbau 
Elektrotechnik 

Verbrauchsgüter prod. Gewerbe 
Herst. v. Kunststoffwaren 
Textilgewerbe 
Bekleidungsgewerbe 

Nahrungs- und Genußmittelgewerbe 

54,2 

50,3 
81,9 
76,9 
47,6 

50,5 
45,0 
49,8 
72,6 
51,6 

54,0 
75,7 
43,5 
26,3 

62,4 

63,7 68,1 

59,6 63,7 

64,0 67,2 

64,8 65,2 

56,4 66,4 

Quellen: Statistisches Bundesamt; Berechnungen des DIW. 

Lohnhöhe noch so viele Unternehmen am Leben sind. Ex-

perten, die Einblick in die Liquidität der ostdeutschen Un-

ternehmen haben, rechnen deshalb mit einer größeren 

„Pleitewelle" in Ostdeutschland. 

Industrie ist nahabsatzorientiert und FuE-schwach 

Die Exportquoten der ostdeutschen Industrie sind nach 

wie vor sehr gering; sie liegen bei etwa der Hälfte des west-

deutschen Vergleichswertes. Dies gilt für die Industrie ins-

gesamt und die wichtigsten Branchen. Die Industrie Bran-

denburgs macht keine Ausnahme (Schaubild 3). Abgese-

hen vom Ernährungsgewerbe, der Holzverarbeitung und 

der Herstellung von Kunststoffwaren sind die Anteile des 

Auslandsumsatzes am gesamten Umsatz in den größten 

Branchen sogar um etwa ein Drittel niedriger als in den ent-

sprechenden ostdeutschen Branchen. 

Die geringe Fernabsatzorientierung spiegelt sich auch in 

den geringen FuE-Aktivitäten. Während in der westdeut-

schen Industrie gut 4 vH der Beschäftigten im Bereich FuE 

arbeiten, sind dies in den neuen Bundesländern nur knapp 

2,5 vH. Die vergleichsweise geringen FuE-Aktivitäten sind 

darauf zurückzuführen, daß westliche Investoren zwar Pro-

duktionsstätten aufgebaut haben, die Forschung dafür 

aber an anderen Standorten durchführen. Sie ist aber auch 

Ausdruck struktureller Defizite. Wie groß diese sind, zeigt 

eine Rechnung, bei der die ostdeutsche Industriestruktur 

auf Westdeutschland übertragen wird. Ergebnis: Selbst 

wenn die einzelnen ostdeutschen Branchen anteilsmäßig 

ebensoviel FuE-Beschäftigung aufwiesen wie die jeweili-

gen westdeutschen Branchen, ergäbe sich aufgrund der 

anderen Struktur in der ostdeutschen Industrie eine um gut 

0,5 vH-Punkte geringere FuE-Intensität. Unter Zugrundele-

gung der Struktur der Brandenburger Industrie wäre die 

FuE-Intensität sogar noch niedriger. 

Unternehmensübergreifende Kooperationsketten 

Großunternehmen bauen verstärkt 

auf Systemzulieferer 

Aus der Sicht von international agierenden Großunter-

nehmen ist das an einem Standort verfügbare (produk-

tions-)technische Wissen neben anderen, „ harten" Fakto-

ren wie Infrastrukturausstattung, Fördermittel und Lohnko-

sten einwichtiger Faktor für die Standortwahl. Dies bezieht 

sich nicht nur auf den Bildungsstand des Arbeitskräftepo-

tentials, sondern auch auf die Fähigkeit von ortsansässi-

gen Unternehmen, komplexe Produkte selbständig, 

termin- und qualitätsgerecht zu erzeugen. Leistungsfähige 

Unternehmensnetzwerke können die Attraktivität von 

Standorten erheblich erhöhen. Dies gilt um so mehr, wenn 

sich die entsprechenden Angebote gut in ein bereits vor-

handenes Umfeld von Standortfaktoren — wie Hochschu-

len und Transportwesen — einfügen. Dazwischen Zuliefe-

rern und Systemführern oft umfangreiche Austauschbezie-

hungen existieren, ist die geographische Nähe der 

beteiligten Unternehmen ein nicht zu unterschätzender 
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Schaubild 3 
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Faktor. So ist der Verbund mit anderen Zulieferern vor Ort 

oft eine Voraussetzung dafür, daß sich „Systemunterneh-
men" in der Region engagieren und mittelständische Un-

ternehmen auch Zugang zu Abnehmern außerhalb der Re-
gion bekommen. 

Gegenwärtig findet nicht nur in der Bundesrepublik ein 

erheblicher Umstrukturierungsprozeß zwischen System-
unternehmen und Zulieferern sowie zwischen den Zuliefe-

rern statt. Verbesserte Möglichkeiten der Informations-

übertragung sowie des Transportwesens haben ebenso 

wie neue Ansätze der Unternehmensorganisation dazu ge-
führt, daß Großunternehmen Produktionen auslagern und 

ihre Wertschöpfungstiefe verringern; Zulieferer wiederum 

übernehmen komplexere Aufgaben. 

Perspektiven für den Mittelstand 

Im Rahmen der Neustrukturierung von Zulieferbezie-

hungen ergeben sich auch Chancen für ostdeutsche Klein-
und Mittelunternehmen. In diesem Zusammenhang beto-
nen Einkäufer von Großunternehmen, daß bei der Auswahl 

von Zulieferern Produktqualität, Lieferzuverlässigkeit und 
ständige Möglichkeit zu flexibler Absprache oft eine wichti-
gere Rolle spielen als die Preise. Dies ergibt sich schon 

daraus, daß bei deutlich verringerter Lagerhaltung eine 
nicht-termingenaue und nicht-qualitätsgerechte Anliefe-

rung von Vorprodukten oder Rohmaterialien zu kostspieli-

gem Stillstand der Produktionsanlagen führen würde. Als 
unabdingbare Voraussetzung für den Einstieg in ein Zulie-
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ferverhältnis wurde die Zertifizierung nach einer internatio-

nal anerkannten Norm (ISO 9001) genannt, die belegt, daß 

ein potentieller Zulieferer gewisse Mindestvoraussetzun-
gen erfüllt. 

Den mittelständischen Zulieferunternehmen muß noch 

stärker bewußt werden, daß sich aus der engen Anbindung 

an ein Großunternehmen neben den Chancen auch Risi-
ken ergeben. Da das für die Produktion komplexer Kompo-

nenten erforderliche technische Wissen oft nicht in einem 

einzelnen Unternehmen vorhanden ist, erweitert die Zu-

sammenarbeit mit anderen Zulieferern das Spektrum der 
technischen Möglichkeiten und dadurch auch die Absatz-

chancen. Für das mittelständische Unternehmen bedeutet 

dies Planungssicherheit, da innerhalb eines abgesteckten 

Rahmens vorwiegend größere Aufträge abgewickelt wer-
den. Die Aufnahme in den Kreis der Zulieferer eines ange-

sehenen Großunternehmens zeichnet ein mittelständi-

sches Unternehmen auch im Vergleich zu anderen poten-
tiellen Abnehmern aus. 

Die enge Anbindung an ein Großunternehmen bedeutet 

auch Abhängigkeit. Bereits bei der Akquisition müssen die 

Zulieferer häufig ihre Entwicklungsergebnisse, Konstruk-
tions- und Fertigungsplanungen offenlegen. Auch kann die 

Einbindung in ein Zuliefernetzwerk mit einer Produktstan-

dardisierung einhergehen, die ausschließlich auf die An-
forderungen des abnehmenden Großunternehmens zuge-

schnitten ist. Damit kann eine kurzfristige Umorientierung 
des Zulieferers auf andere Abnehmer entscheidend er-

schwert und die Möglichkeit, auf veränderte Nachfrage 

rasch zu reagieren, eingeschränkt werden. 

Konsequenzen für die Wirtschaftspolitik 

Angesichts der immer noch prekären Lage vieler Indu-

strieunternehmen in den neuen Bundesländern ist für die 
nächsten Jahre eine verläßliche Förderpolitik wichtige Vor-

aussetzung für den Fortbestand der ohnehin schmalen ost-

deutschen Industriebasis. Freilich sind nicht alle Schwä-
chen der ostdeutschen Wirtschaft auf eine unzureichende 

Förderung zurückzuführen. Auch können sie nicht alle 

überstaatliche Förderung abgebaut werden. Dies sollte bei 
der Förderung stärker als bisher berücksichtigt werden. 

Das gilt insbesondere für Unternehmen, die hinsichtlich 

ihrer Produkte und Produktionsverfahren noch weit davon 

entfernt sind, konkurrenzfähig zu sein. Subventionen sind 
allerdings noch für einen längeren Zeitraum notwendig, 

um Defizite der ostdeutschen Industrie auszugleichen und 

Anreize für Investoren zu schaffen. Zu unterscheiden sind 
zwei „sich ergänzende" Ansätze: 

— Förderung des „endogenen Potentials": In der Regio-

nalpolitik wird darin der Schlüssel zum Erfolg gesehen. 
Hier sind in den bereits vorhandenen Unternehmen 

Schwachstellen wie geringes Eigenkapital, Marktzu-

gang, mangelnde FuE-Kapazitäten sowie Innovations-

schwäche abzubauen. 

— Förderung und Entwicklung von Standorteigenschaf-

ten: Die Förderung des vorhandenen Potentials allein 

reicht nicht aus. Es müssen auch verstärkt Großinvesto-
ren gewonnen werden, die einen ostdeutschen Stand-

ort als Basis für eine forschungsintensive und fernab-

satzorientierte Produktion wählen. Dies wird allerdings 

erst allmählich gelingen und erfordert deshalb eine län-
gerfristige Ausrichtung der Förderung. Die Einwerbung 

solcher Unternehmen ist aber notwendig, damit sich in 

Ostdeutschland Strukturen und Netzwerke herausbil-

den, die später auch ohne Förderung Wachstum, Be-
schäftigung und hohes Einkommen in der Region ver-

sprechen. 

Es ist darauf zu achten, daß sich keine Fördermentalität 
entwickelt. Die Gefahr besteht. Die Förderung darf nicht 

den Druck zur Anpassung von den Betrieben nehmen. 
Daher ist es notwendig, sie eindeutig zu befristen. In einer 

Förderkonzeption sollte künftig stärker bedacht werden, 

daß die Laufzeit der Maßnahmen eine wichtige Bestim-
mungsgröße für deren Wirkung ist. So lassen sich mit Sub-

ventionen, die von Anfang an längerfristig konzipiert sind, 
oft bessere Wirkung erzielen als mit solchen, die zunächst 

für einen relativ kurzen Zeitraum aufgelegt werden, um 

dann aber verlängert bzw. modifiziert zu werden. Dies gilt 
insbesondere für Maßnahmen der Standortförderung. 

Anreize für Investitionen sollten in Ostdeutschland vor 

allem für das verarbeitende Gewerbe sowie für produk-

tionsnahe Dienste noch für einen längeren Zeitraum ge-
währt werden, und zwar unabhängig von der Unterneh-

mensgröße. Besondere Bedeutung kommt dabei der indu-
striellen FuE zu. Sie ist Voraussetzung dafür, daß sich in 

Ostdeutschland auch Unternehmen in qualitativ an-

spruchsvollen, fernabsatzorientierten Produktionen enga-

gieren und sich das Innovationspotential der ostdeutschen 

Industrie insgesamt vergrößert. Auch die gegenwärtigen 
Probleme bei den industriellen Ausbildungsplätzen zei-

gen, daß noch erhebliche Anstrengungen unternommen 
werden müssen, um in Ostdeutschland industrielle Ar-

beitsplätze zu schaffen, die in Niveau und Struktur einer 
modernen Volkswirtschaft entsprechen. 

Eine engere Einbindung in regionale und überregionale 

Netzwerke ermöglichtes mittelständischen Unternehmen, 

ihre Wettbewerbsfähigkeit zu erhöhen. Netzwerke können 

in einer Marktwirtschaft nicht konstruiert werden, sie ent-
stehen von selbst. Die Wirtschaftspolitik kann sie aber ge-

stalten helfen. Mit Informationsbörsen und der Förderung 

von Beratungsleistungen kann die Kontaktaufnahme von 
Unternehmen zu Unternehmen unterstützt werden. Über 
die Bereitstellung von aussagekräftigen unternehmensbe-

zogenen Informationen kann die Wirtschaftspolitik den Ab-

nehmern die erste Auswahl von Zulieferkandidaten erleich-

tern. Beratungsleistungen sind vor allem dort sinnvoll, wo 
die Übernahme bestimmter technischer Standards oder 

der Nachweis bestimmter Qualitätsmerkmale (Stichwort 

„Zertifizierung") hilfreich oder gar ausschlaggebend für 

die Anbahnung von unternehmensübergreifenden Koope-
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rationen sind. Die tatsächliche Geschäftsanbahnung kann 
durch „Zulieferertage" oder gezielte Einladung durch 

Großunternehmen unterstützt werden. Dort können diese 

einem ausgewählten Kreis von potentiellen Lieferanten 
sich selbst und ihren Bedarf vorstellen. Die Lieferanten wie-

derum erhalten die Möglichkeit, auf ihr Leistungsspektrum 

aufmerksam zu machen. 

Zu erwägen ist, ob zur Anbahnung von Geschäftskontak-

ten für eine kurze Übergangsphase auch finanzielle Hilfen 
gewährt werden sollten, um für das nachfragende Großun-

ternehmen Anreize zu setzen, in die Geschäftsbeziehung 

einzutreten, und um den anbietenden Klein- und Mittelun-

ternehmen zu helfen, notwendige Anpassungsmaßnah-

men vorzunehmen. 
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